
Am heutigen Tage schließen die nachstehenden Parteien, und zwar 

 

1. ................., wohnhaft in..................  als grundbücherlicher Eigentümer(in) der 

Liegenschaft ........., mit der GST-ADRESSE ..................... (im Folgenden „Vermieter“ 

genannt), einerseits und 

 

2. .........................................................., geb. ................................, dzt wohnhaft in 

..................................................................(im Folgenden „Mieter“ genannt), andererseits 

 

folgenden 

 

M I E T V E R T R A G 

 

1. Mietgegenstand 

 

Der Mietgegenstand liegt im Hause...................................... 

 

Der Mietgegenstand ist die Wohnung Nr.............im genannten Hause, bestehend aus .......... 

Räumen.  

Die Nutzfläche des Mietgegenstandes beträgt ca. .................  m2 

 

Sämtliche Zu- und Ableitungen, insbesondere die Wasser-, Abwasser- und Elektroleitungen 

befinden sich in neuwertigem und funktionstüchtigem Zustand. Der Mietgegenstand befindet 

sich in ordnungsgemäßem Zustand. 

 

Etwaige nach Übergabe des Mietgegenstandes hervorkommende Mängel, die dessen 

Brauchbarkeit oder ein Ausstattungsmerkmal beeinträchtigen, sind dem Vermieter bzw. 

dessen Vertreter unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Behebt der Vermieter diese Mängel 

binnen angemessener Frist, ist der Mieter nicht berechtigt, weitere Ansprüche zu stellen oder 

daraus Rechtsfolgen abzuleiten. 

 

Vermietet ist nur das Innere des Mietgegenstandes, nicht jedoch dessen Außenfläche oder 

sonstige Teile des Hauses, Dachbodens, Kellers, Hofes oder der Einfahrt.  

Zur Teilnahme an der Aufzugsanlage ist der Mieter berechtigt und verpflichtet. 

 



2. Mietdauer 

 

Das Mietverhältnis beginnt am ..........................und wird auf  .....................Jahre 

abgeschlossen. Es kann von beiden Seiten unter Einhaltung einer dreimonatigen 

Kündigungsfrist zum Ende eines jeden Monats aufgekündigt werden. 

 

Der Vermieter ist berechtigt, die vorzeitige Aufhebung des Mietvertrages aus den Gründen 

des  § 1118 ABGB zu erklären. 

 

3. Gebrauchsrecht des Mieters 

 

Der Mietgegenstand darf ausschließlich zu Wohnzwecken verwendet werden. 

 

4. Mietzins 

 

Der Mietzins besteht aus 

a. dem vereinbarten und angemessenen Hauptmietzins, 

b. dem auf das Bestandobjekt entfallenden Anteil an Betriebskosten und öffentlichen 

Abgaben, 

c. dem auf das Bestandobjekt entfallenden Anteil an der Erhaltung und dem Betrieb der 

folgenden, der gemeinsamen Benützung der Bewohner dienenden Anlagen des Hauses (zB 

Aufzug),  

d. den anteiligen Heiz- und Warmwasserkosten, 

e. den Verwaltungsauslagen in der durch § 22 MRG in der jeweils in Kraft stehenden 

Fassung geregelten Höhe, 

f. der Umsatzsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe, berechnet von allen 

Mietzinsbestandteilen der lit a. bis e. 

 

Als Hauptmietzins wird ein frei vereinbarter Betrag in der Höhe von € ......................... 

monatlich vereinbart.  

 

Fälligkeit des Mietzinses: 

 

Der Mietzins zuzüglich gesetzlicher Umsatzsteuer ist monatlich im vorhinein jeweils am 

Ersten eines jeden Monates in der vom Vermieter bekanntgegebenen (zB Einziehungsauftrag) 

Art in einem Betrag zu bezahlen. 

  



5. Wertsicherung 

 

Der Hauptmietzins ist wertgesichert. Zur Berechnung der Wertsicherung dient der vom 

Österreichischen Statistischen Zentralamt verlautbarte Verbraucherpreisindex oder der an 

dessen Stelle tretende Index. Ausgangsbasis für die Wertsicherungsberechnung ist die für den 

Monat des Vertragsabschlusses verlautbarte Indexzahl. 

 

Der Hauptmietzins verändert sich in dem Ausmaß, in dem sich der genannte Index gegenüber 

der Ausgangsbasis verändert. Der Vermieter ist zur Anpassung des Mietzinses aufgrund von 

Indexsteigerungen jeweils zum 1.1. eines Jahres berechtigt. 

 

Die durch die Wertsicherung eintretende Veränderung des Hauptmietzinses wird dem Mieter 

vom Vermieter schriftlich bekanntgegeben. Der Mieter ist zur Bezahlung eines aufgrund der 

Wertsicherung erhöhten Hauptmietzinses ab dem folgenden Zinstermin verpflichtet, wenn die 

Mitteilung des Vermieters spätestens 14 Tage vor dem Zinstermin eingelangt ist. 

 

6. Betriebskosten, laufende öffentliche Abgaben, sonstige Aufwendungen 

 

Der Mieter ist damit einverstanden, dass die Prämien der bestehenden Glasbruch- und 

Sturmschadenversicherung als Betriebskosten gelten und im Verhältnis seines Anteiles an ihn 

weiterverrechnet werden. 

 

7. Betriebskostenpauschale 

 

Der Mieter ist ausdrücklich damit einverstanden, dass zur Deckung der Betriebskosten, 

laufenden öffentlichen Abgaben und sonstigen Aufwendungen, die im Laufe eines 

Kalenderjahres anfallen, zu jedem Monatsersten ein gleichbleibender Teilbetrag 

vorgeschrieben wird (Jahrespauschalverrechnung). 

 

Der Vermieter verpflichtet sich, die Betriebskosten jeweils bis 30.6. des Folgejahres anhand 

von Belegen entsprechend abzurechnen. Der Nachweis der Höhe der Betriebskosten, 

öffentlichen Abgaben und sonstigen Aufwendungen erfolgt in diesem Fall durch fristgerechte 

Auflage der Rechnungsbelege in der Kanzlei des Hausverwalters. Eine sich daraus ergebende 

Betriebskostennachzahlung bzw -guthaben ist binnen 14 Tagen auszugleichen. 

 

Der Mieter ist damit einverstanden, dass mit Beginn des Mietverhältnisses keine 

stichtagsgemäße Abrechnung der genannten Kosten erfolgt. Dementsprechend verpflichtet 

sich der Mieter, Betriebskostennachzahlungen für das Bestandobjekt auch dann zu leisten, 



wenn diese Nachzahlungen für einen Zeitraum begehrt werden, in welchem er noch nicht 

Mieter war. 

 

Der Vermieter ist berechtigt, die Betriebskostenpauschale entsprechend zu erhöhen oder 

herabzusetzen, je nachdem, ob die abgerechneten Kosten höher oder niedriger waren als die 

eingehobenen. 

 

Die erste festgesetzte Betriebskostenpauschale beträgt ......................  € monatlich zzgl. 

gesetzl. UST. 

 

8. Benützungsverzicht, Störung in der Benützung 

 

Verzichtet der Mieter auf die Benützung der der gemeinsamen Benützung der Bewohner des 

Hauses dienenden Anlagen, so ist er nur dann von dem auf ihn entfallenden Kostenanteil 

befreit, wenn der Vermieter zustimmt und die übrigen Mieter den auf ihn entfallenden 

Kostenanteil übernehmen. Die hierzu erforderlichen Erklärungen sind vom Mieter auf seine 

Kosten beizubringen. 

 

Der Mieter erklärt, aus den zeitweiligen Störungen oder Absperrungen der Wasserzufuhr, 

Gebrechen oder Absperrungen des Personenaufzuges, an den Gas-, Licht-, Kraft- und 

Kanalisierungsleitungen, Mängeln der Waschküche und dergleichen keinerlei Rechtsfolgen 

abzuleiten. 

 

9. Erhaltungspflicht des Mieters 

 

Der Mieter hat den Mietgegenstand in ordnungsgemäßem Zustand übernommen.  

 

Der Mieter verpflichtet sich, diesen Zustand zu erhalten, den Mietgegenstand pfleglich zu 

behandeln und diesen nach Beendigung des Mietgegenstandes in gleich gutem Zustand neu 

ausgemalt, ansonsten unter Berücksichtigung normaler Abnützung zurückzustellen. 

 

Der Mieter verpflichtet sich, den Mietgegenstand und die für diesen bestimmten Zu- und 

Ableitungen, Einrichtungen und Geräte, insbesondere die Wasser-, Abwasser-, Elektro- und 

Gasleitungen, die Heizungs- und sanitären Anlagen sowie die Antennenanlage zu warten, 

instandzuhalten und zu erneuern, sofern es sich nicht um ernste Schäden des Hauses handelt. 

Den Mieter trifft die Instandhaltungspflicht gem. § 1096 ABGB. Der Mieter erklärt, den 

Vermieter aus einer Verletzung dieser Instandhaltungspflicht schad- und klaglos zu halten. 

 



Ist die Behebung von ernsten Schäden des Hauses erforderlich, so ist der Mieter verpflichtet, 

dies dem Vermieter unverzüglich anzuzeigen. Der Vermieter verpflichtet sich, diese Schäden 

so rasch wie möglich zu beheben. 

 

10. Änderungen im Mietgegenstand 

 

Durch den Vermieter: 

 

Der Mieter ist verpflichtet, die vorübergehende Benützung und Veränderung des 

Mietgegenstandes ohne Ersatzanspruch zu dulden, wenn dies zur Beseitigung ernster Schäden 

des Hauses oder zur Durchführung von Erhaltungs- und Verbesserungsarbeiten am Haus 

notwendig oder zweckmäßig ist. 

 

Weiters ist der Mieter verpflichtet, die vorübergehende Benützung und Veränderung seiner 

Wohnung zur Durchführung von Veränderungen in anderen Bestandobjekten zu dulden, wenn 

ihm dies bei Abwägung aller Interessen zumutbar ist. In diesem Fall ist der Mieter 

angemessen zu entschädigen. 

 

Durch den Mieter: 

 

Der Mieter verpflichtet sich, beabsichtigte Veränderungen am Mietgegenstand dem Vermieter 

rechtzeitig anzuzeigen. Die Anzeige hat Art und Umfang der Veränderung sowie eine Liste 

der Gewerbebetriebe zu enthalten, die die Veränderung vornehmen sollen. Die Arbeiten 

dürfen nur von behördlich befugten Gewerbsleuten geplant und durchgeführt werden. 

 

Die Veränderungen dürfen nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Vermieters 

durchgeführt werden, soweit es sich nicht um „privilegierte Arbeiten“ iSd § 9 Abs 2 MRG 

handelt. 

 

Der Mieter haftet dem Vermieter unabhängig von eigenem Verschulden für alle Schäden, die 

am Mietgegenstand oder sonst am Haus aus solchen Arbeiten entstehen und halten den 

Vermieter für Schäden, die anderen Mietern im Haus oder Dritten entstehen, vollkommen 

schad- und klaglos. 

 

Bei Beendigung des Bestandverhältnisses kann der Vermieter die Herstellung des 

ursprünglichen Zustandes verlangen. Tut er dies nicht, gehen sämtliche Investitionen ohne 

Anspruch auf Kostenersatz in das Eigentum des Vermieters über. Ansprüche des Mieters nach 

§ 10 MRG bleiben davon unberührt.  

 

 



11. Untervermietung, Weitergabe 

 

Die Untervermietung oder sonstige Weitergabe des Mietgegenstandes an natürliche oder 

juristische Personen in welcher Form immer ist dem Mieter untersagt.  

 

12. Kaution 

 

Es wird keine Kaution vereinbart 

 

13. Betreten des Mietgegenstandes durch den Vermieter 

 

Der Vermieter oder ein von ihm Beauftragter ist befugt, den Mietgegenstand im Falle der 

Vertragsbeendigung oder des Verkaufes mit Miet- und Kauflustigen zu besichtigen. 

 

Auch sonst ist der Vermieter oder ein von ihm Beauftragter im angemessenen Ausmaß nach 

vorheriger Anmeldung zum Betreten der Mieträumlichkeiten berechtigt, um die Einhaltung 

der Vertragspflichten des Mieters überwachen oder notwendige Hausreparaturen durchführen 

zu können. Bei Gefahr in Verzug kann der Vermieter oder ein von ihm Beauftragter den 

Mietgegenstand jederzeit, auch in Abwesenheit des Mieters betreten. Bei Abwesenheit hat der 

Mieter dafür zu sorgen, dass der Mietgegenstand in dringenden Fällen jederzeit zugänglich 

ist. 

 

14. Aufrechnungsverbot 

 

Der Mieter ist nicht berechtigt, allfällige Gegenforderungen aus welchem Titel immer, mit 

dem Mietentgelt zu kompensieren und aus diesem Grund den Mietzins ganz oder teilweise 

zurückzuhalten. 

 

15. Hausordnung, Tierhaltung 

 

Der Mieter verpflichtet sich zur Einhaltung der jeweils aushängenden Hausordnung, die einen 

Bestandteil dieses Vertrages bildet. 

 

Die Tierhaltung ist nur mit schriftlicher Zustimmung des Vermieters gestattet. 

 

16. Kosten und Gebühren 

 

Die Kosten der Errichtung dieses Vertrages trägt der Vermieter. Die Kosten der allfälligen 

Vergebührung dieses Vertrages (einschließlich Bogengebühr) trägt zur Gänze der Mieter. 



Dieser verpflichtet sich auch, den Vermieter hinsichtlich einer Gebührenmithaftung völlig 

schad- und klaglos zu halten. 

 

Zum Zwecke der Gebührenbemessung wird festgestellt, dass der auf den Mietgegenstand 

entfallende Bruttomietzins (Hauptmietzins zuzüglich Betriebskosten, öffentlichen Abgaben, 

Umsatzsteuer etc.) jährlich € .................... beträgt. Die Mietvertragsgebühr beträgt daher 

€..................... . 

 

17. Sonstige Bestimmungen 

 

Die Vertragsteile verzichten auf die Irrtumsanfechtung. 

 

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein, weil sie gegen 

zwingendes Recht verstößt (bzw. verstoßen), so bleibt die Gültigkeit der übrigen 

Bestimmungen unberührt. Die Vertragsparteien werden die unwirksame Vereinbarung durch 

eine wirksame ersetzen, die der Intention der unwirksamen Bestimmung möglichst 

nahekommt. 

 

Die Vertragsparteien stellen übereinstimmend fest, dass mündliche Nebenabreden nicht 

bestehen. 

 

Jede Änderung oder Ergänzung dieses Vertrages bedarf zu ihrer Gültigkeit einer schriftlichen 

Vereinbarung, die von beiden Vertragsteilen unterfertigt ist. 

 

Solange dem Vermieter nicht eine andere Zustelladresse zur Kenntnis gebracht wird, erfolgen 

Zustellungen aller Art an die Adresse des Mietobjektes mit der Wirkung, dass sie dem Mieter 

als zugekommen gelten. 

 

Dieser Mietvertrag wird in zwei Ausfertigungen errichtet, von welcher jeder Vertragsteil eine 

erhält. 

 

 

..........., am ........................ 

 

 

 

Der Vermieter    Der Mieter 

 

 

 


